
Aktenzeichen: 1 ABR 78/91 
Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 05. Mai 1992 

- 1 ABR 78/91 -
I. Arbeitsgericht 

Hamburg Beschluß vom 16. Februar 1990 
- 1 BV 1/89 -

II. Landesarbeitsgericht Hamburg Beschluß vom 01. November 1991 
- 3 TaBV 3/90 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja 
Für das Bundesarchiv : Nein N
Entscheidungsstichwort:

Zum Begriff der Einstellung im Sinne von § 99 BetrVG
Gesetz:

BetrVG § 99 Abs. 1; AÜG § 14 Abs. 3 Satz 1
Leitsatz:

Personen, die als Erfüllungsgehilfen eines Dienstnehmers die 
in dem Dienstvertrag vereinbarte Leistung erbringen, werden 
nicht schon deswegen in den Betrieb des Auftraggebers einge­
stellt, weil die zu erbringende Dienstleistung im Dienstver­
trag detailliert beschrieben ist. Hinzukommen muß, daß diese 
Personen selbst in die Arbeitsorganisation des Arbeitgebers 
eingegliedert werden, so daß dieser die für ein Arbeitsver­
hältnis typischen Entscheidungen zu treffen hat (Bestätigung 
des Senatsbeschlusses vom 5. März 1991 - 1 ABR 39/90 - AP Nr. 90 zu § 99 BetrVG 1972, zum Abdruck in der Amtlichen 
.Sammlung bestimmt).
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1 ABR 78/91 
3 TaBV 3/90 Hamburg Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
5. Mai 1992 Beschluß
Zeuner, In dem Beschlußverfahren
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

unter Beteiligung

PP.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sitzung
vom 5. Mai 1992 durch den Präsidenten Professor Dr. Kissel,
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den Vorsitzenden Richter Matthes und den Richter Professor 
Dr. Weller sowie den ehrenamtlichen Richter Rösch und die 
ehrenamtliche Richterin Lappe beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 
1. November 1991 - 3 TaBV 3/90 - wird zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Die Beteiligten streiten darüber, ob der Betriebsrat bei der 
Beschäftigung von Fremdarbeitnehmern als Pförtner aufgrund eines 
Bewachungsvertrages nach § 99 BetrVG mitzubestimmen hat.

Der Arbeitgeber beschäftigt in Hamburg etwa 3.000 Mitarbei­
ter. Im Frühjahr 1989 erfuhr der dortige Betriebsrat, daß der Ar­
beitgeber eine Umorganisation im Pförtner- und Ordnungsdienst be­
absichtigte. Beim Arbeitgeber wurden seit Jahren sogenannte 
Fremdpförtner der A GmbH (im folgen­
den: ASD) eingesetzt. Diese beschäftigt mehrere hundert Mitarbei­
ter und führt Objekt- und Personenschutz bei mehreren großen Fir­
men wie der Deutschen Bank, Grüner + Jahr, DEA durch. Mit Schrei­
ben vom 13. April 1989 forderte der Betriebsrat vom Arbeitgeber 
eine Aufstellung über die Anzahl der in der Betriebsstätte Ham­
burg beschäftigten Fremdpförtner und wies zugleich darauf hin, 
daß er zukünftig von seinem Mitbestimmungsrecht nach § 99 BetrVG 
Gebrauch machen werde. Am 9. Mai 1989 fand ein Gespräch zwischen
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Vertretern des Betriebsrats und der Geschäftsleitung statt. In 
dem Protokoll über dieses Gespräch heißt es u.a.:

"Derzeit gibt es ein kräftiges Gemisch von eige­
nen und fremden Pförtnern. In kurzer Zeit 
- voraussichtlich ab Juni 1989 - wird es eine 
Trennung zwischen der Pförtnerei und dem Ord­nungsdienst geben. ... Die Pförtner sollen für 
die Eingangskontrolle und Besucher zuständig 
sein. Dafür wird der ASD verantwortlich zeichnen. 
Der ASD wird künftig mit eigener Führungskraft 
vertreten sein. ... Die Trennung von Pförtnerei 
und Ordnungsdienst wird Auswirkungen auf den ei­
genen Personalstand haben. Das Ziel von Herrn 
H sind 26 Beschäftigte. ..."

Am 22. Mai 1989 fand ein weiteres Gespräch statt, das aus­
weislich des Protokolls u.a. folgendes zum Gegenstand hatte:

"Auf der heutigen Abteilungsversammlung soll den 
Mitarbeitern des Ordnungsdienstes offiziell mit­
geteilt werden, daß ab 1. Juni 1989 eine Umorga­
nisation im Bereich der Pförtnerei und des Ord­
nungsdienstes in Hamburg erfolgt. Den gesamten 
Empfang in allen Dependancen sowie den Besucher­
dienst sollen Mitarbeiter des ASD übernehmen. Der 
gesamte Bereich der Wachzentrale, der Schlüssel­
dienst, Kontrollgänge und Sonderaufgaben sollen 
von den ASV-eigenen Mitarbeitern übernommen wer­
den . ..."

Unter dem 18. Mai 1989 wurde zwischen der ASD und dem 
Arbeitgeber ein Vertrag über die Durchführung der Eingangskon­
trollen durch die ASD abgeschlossen. In diesem Vertrag wurden die 
Eingänge bezeichnet, für die ASD die Besucherkontrollen übernahm, 
weiter ist in diesem Vertrag geregelt, daß Rechte und Pflichten 
der Vertragspartner sich aus dieser Vereinbarung, der Zusatzver­
einbarung und den Arbeitsanweisungen ergeben, daß die Eingangs­
kontrollen in alleiniger Verantwortung und Organisation von ASD 
liegen, der Einsatz aufgrund eines vorgegebenen Besetzungs- und
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Zeitplanes durch eine Führungskraft des Auftragnehmers und durch 
seine Sicherheitskräfte erfolgt. Für die Leistungen von ASD ist 
ein Stundensatz vereinbart nebst Mehrwertsteuer. Der Auftragneh­
mer haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für Schäden, 
die er oder sein Personal in Ausübung des Dienstes oder bei Er­
füllung sonstiger vertraglicher Verpflichtungen verursachen soll­
te. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, eine Haftpflichtversiche­
rung im Rahmen der übernommenen Haftung abzuschließen. In den Ar­
beitsanweisungen ist genau beschrieben, in welcher Weise die Ein­
gangskontrolle durchzuführen ist.

Der Betriebsrat ist der A.uffassung, bei der Beschäftigung 
der Fremdpförtner handele es sich um mitbestimmungspflichtige 
Einstellungen im Sinne von § 99 Abs. 1 BetrVG.

Zur Begründung hat er vorgetragen, die Beschäftigung erfolge 
auf Dauer. Die Arbeitnehmer der ASD würden nicht auf der Grundla­
ge echter Werkverträge, sondern zur Dienstleistung überlassen.
Sie seien in den betrieblichen Ablauf eingegliedert. Die Arbeit­
nehmerüberlassung ergebe sich bereits aus dem Vertrag des Arbeit­
gebers mit der ASD. Bereits Ziffer 3.1 der Vereinbarung, wonach 
von der ASV AG kostenfrei Arbeitsplätze mit den erforderlichen 
Einrichtungen und die für die Dienstausführung benötigten Schlüs­
sel zur Verfügung gestellt werden, mache deutlich, daß der Ar­
beitgeber nicht den Auftrag erteilt habe, eine bestimmte Werklei­
stung nach eigenen betrieblichen Vorstellungen ohne Eingliederung 
in den Betrieb zu erbringen. Die Fremdpförtner erhielten auch 
Weisungen des Arbeitgebers, wie sich aus dem Besetzungs- und 
Zeitplan ergebe. Aus alledem ergebe sich, daß die Fremdarbeitneh-
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mer eine "ganz normale Tätigkeit", nämlich Empfangstätigkeit, 
übernommen hätten. Auch wenn der Arbeitgeber eine strenge Tren­
nung zwischen Fremdarbeitnehmern und Arbeitnehmern des eigenen 
Ordnungsdienstes vornehmen wrolle, werde auch zukünftig ein enger 
unmittelbarer Kontakt und ein Zusammenwirken zwischen Fremdar­
beitnehmern und Arbeitnehmern des Betriebes bestehen. Wenn Ar­
beitnehmer der Fremdfirma für den Betrachter von der Stammbeleg­
schaft nicht mehr unterscheidbar innerhalb des Einsatzbetriebes 
arbeiteten, liege schon nach dem äußeren Erscheinungsbild eine 
mißbräuchliche Verwendung des Vertragstyps Werkvertrag vor. Die 
Fremdarbeitnehmer verwirklichten zusammen mit den im Betrieb be­
schäftigten Arbeitnehmern den arbeitstechnischen Zweck des Be­
triebes. Im Hamburger Betrieb des Arbeitgebers befänden sich 
Zeitschriftenvertrieb, Verwaltung, Redaktionen und die satztech- 
nische Herstellung. Damit würden mehrere Zwrecke innerhalb der 
einheitlichen auf den arbeitstechnischen Gesamtzweck Herstellung 
und Vertrieb von Zeitschriften gerichteten Organisation verfolgt.

Der Betriebsrat hat beantragt

festzustellen, daß die Beschäftigung der Arbeit­nehmer der A GmbH im
Rahmen der Eingangskontrolle und des Besucheremp­
fangs in den Betriebsstätten des Arbeitgebers in 
Hamburg eine zustimmungspflichtige Einstellung 
ist.

Der Arbeitgeber hat beantragt, den Antrag abzuweisen.

Zur Begründung hat er ausgeführt, eine Arbeitnehmerüberlas­
sung liege nicht vor, da die ASD die Zulassung nach § 34 a GewO 
habe, so daß von einem "echten" Bewachungsverhältnis auszugehen
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sei. Dies zeigten auch die einzelnen Vertragsbedingungen des mit 
der ASD abgeschlossenen Vertrages. Die vertragstypischen Rechte 
und Pflichten der ASD, wie z.B. die Entscheidung über Zahl, Qua­
lifikation und die Personen der von ihr eingesetzten Mitarbeiter, 
deren Schulung und Ausbildung, die Bestimmung der Arbeitszeit und 
Anordnung von Überstunden, die Gewährung von Urlaub und Freizeit, 
die Durchführung der Anwesenheitskontrolle, die Überwachung der 
Ordnungsmäßigkeit der Arbeitsabläufe, zeigten eine unternehmeri­
sche Dispositionsfreiheit, die für einen echten Bewachungsvertrag 
spreche. Der Ordnungsdienst diene gerade nicht dem arbeitstechni­
schen Zweck des Betriebes, denn dieser sei die Herausgabe von 
Zeitungen und Zeitschriften. Es liege keine weisungsgebundene Tä­
tigkeit vor, auch wenn hin und wieder die am Empfang beschäftig­
ten Personen mit den übrigen Mitarbeitern Zusammenarbeiten müß­
ten. Die im Vertrag festgehaltenen Regeln über die Art und Weise 
der Bewachung dienten der Beschreibung der vertraglich vereinbar­
ten und damit geschuldeten Dienstleistung und seien keine Weisun­
gen des Arbeitgebers.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Beschwerde des Betriebsrats zurückgewiesen. 
Mit der Rechtsbeschwerde verfolgt der Betriebsrat seinen Fest­
stellungsantrag weiter, während der Arbeitgeber beantragt, die 
Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

B. Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats ist nicht begründet.

I. Der Betriebsrat wäre über § 14 Abs. 3 Satz 1 AÜG nach § 99
BetrVG zu beteiligen, wenn es sich vorliegend um eine Arbeitneh-
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merüberlassung handeln würde. Dies hat das Landesarbeitsgericht 
aber unter Hinweis auf die Ausführungen des Arbeitsgerichts zu 
Recht verneint.

1. Bei der Arbeitnehmerüberlassung werden dem Entleiher die Ar­
beitskräfte zur Verfügung gestellt. Dieser setzt sie nach seinen 
Vorstellungen und Zielen in seinem Betrieb wie seine eigenen Ar­
beitnehmer ein. Die Arbeitskräfte werden voll in den Betrieb des 
Entleihers eingegliedert und führen ihre Arbeit allein nach des­
sen Weisungen aus. Die Vertragspflicht des Verleihers gegenüber 
dem Entleiher endet, wenn er den Arbeitnehmer ausgewählt und dem 
Entleiher zur Verfügung gestellt hat. Er haftet nur für Verschul­
den bei der Auswahl der verliehenen Arbeitnehmer. Gewerbsmäßig 
handelt der Arbeitgeber, der die Arbeitnehmerüberlassung nicht 
nur gelegentlich betreibt, sondern auf gewisse Dauer anlegt und 
damit unmittelbare oder mittelbare wirtschaftliche Vorteile er­
zielen will (BAGE 60, 368 = AP Nr. 2 zu § 14 AÖG und BAGE 61, 7 = 
AP Nr. 1 zu § 9 BetrVG 1972). Von der gewerbsmäßigen Arbeitneh­
merüberlassung ist die Tätigkeit eines Unternehmers aufgrund 
eines Werk- oder Dienstvertrages zu unterscheiden. In diesen Fäl­
len wird der Unternehmer für einen anderen tätig. Er organisiert 
die zur Erreichung eines wirtschaftlichen Erfolges notwendigen 
Handlungen nach eigenen betrieblichen Voraussetzungen und bleibt 
für die Erfüllung der im Vertrag vorgesehenen Dienste oder für 
die Herstellung des geschuldeten Werkes gegenüber dem Auftragge­
ber verantwortlich. Die zur Ausführung des Dienst- oder Werkver­
trages eingesetzten Arbeitnehmer unterliegen weiterhin der Wei­
sung des Unternehmens und sind dessen Erfüllungsgehilfen (BAGE 
29, 7 = AP Nr. 9 zu § 103 BetrVG 1972; BAGE 31, 135, 141 f. = AP
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Nr. 2 zu § 1 AÜG, zu II 1 c der Gründe; BAGE 43, 102, 105 = AP 
Nr. 5 zu § 10 AÜG, zu I 1 a der Gründe).

2. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, vorliegend 
liege eine Arbeitnehmerüberlassung nicht vor, weil nach dem Ver­
tragsgegenstand der zwischen dem Arbeitgeber und der ASD abge­
schlossenen Vereinbarung es der ASD obliegt, die Eingangskontrol­
len in alleiniger Verantwortung und Organisation zu übernehmen. 
Welche Arbeitnehmer zur Durchführung dieser Dienste eingesetzt 
werden, wieviele Schichten die ASD einführt und welche Leistungs­
kontrollen durchgeführt werden, ist allein Sache der ASD. Daß 
diese Schuldner der Dienstleistung ist, wird auch daran deutlich, 
daß Ansprechpartner bei sog. Fehlleistungen der Arbeitnehmer der 
ASD eine Führungskraft der ASD ist und diese für Schäden, die sie 
oder ihr Personal in Ausübung des Dienstes oder bei Erfüllung 
sonstiger vertraglicher Verpflichtungen verursachen sollte, haf­
tet, so daß die Vertragspflicht der ASD gegenüber dem Arbeitgeber 
nicht endet, wenn er den Arbeitnehmer ausgewählt und zur Arbeits­
leistung zur Verfügung gestellt hat.

II. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, § 99 
BetrVG finde nicht unmittelbar Anwendung. Mach der Rechtsprechung 
des Senats liegt eine nach § 99 BetrVG zustimraungspflichtige Ein­
stellung vor, wenn Personen in den Betrieb eingegliedert werden, 
um zusammen mit den im Betrieb schon beschäftigten Arbeitnehmern 
den arbeitstechnischen Zi\reck des Betriebes durch weisungsgebunde­
ne Tätigkeit zu verwirklichen. Auf das Rechtsverhältnis, in dem 
diese Personen zum Arbeitgeber als Betriebsinhaber stehen, kommt 
es nicht an. Maßgebend ist, ob die von diesen Personen zu ver-
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richtende Tätigkeit ihrer Art nach eine weisungsgebundene Tätig­
keit ist, die der Verwirklichung des arbeitstechnischen Zweckes 
des Betriebes zu dienen bestimmt ist und daher vom Arbeitgeber 
organisiert werden muß (BAGE 51, 337; 61, 283 und 62, 271 = AP
Nr. 35, 65 und 68 zu § 99 BetrVG 1972 sowie Senatsbeschlüsse vom
5. März 1991 - 1 ABR 39/90 - EzA § 99 BetrVG 1972 Nr. 99 und vom
9. Juli 1991 - 1 ABR 45/90 - EzA § 99 BetrVG 1972 Nr. 102).

In den letzten beiden Entscheidungen hat der Senat klarge­
stellt, daß für eine Eingliederung im Sinne dieser Rechtsprechung 
es nicht genügt, wenn Personen aufgrund eines Werk- oder Dienst­
vertrages, den der Arbeitgeber mit einem Dritten abgeschlossen 
hat, auf Weisung des Werk- oder Dienstnehmers im Betrieb tätig 
werden. Es kommt nach der Rechtsprechung des Senats vielmehr dar­
auf an, ob aufgrund eines Dienstvertrages im Betrieb tätig wer­
dende Personen so in die Arbeitsorganisation des Arbeitgebers 
eingegliedert werden, daß dieser die für ein Arbeitsverhältnis 
typischen Entscheidungen über deren Einsatz auch nach Zeit und 
Ort zu treffen hat. Eine Eingliederung kann nicht bereits der 
Tatsache entnommen werden, daß die dem Dienstnehmer übertragene 
Tätigkeit in dem zugrunde liegenden Vertrag detailliert beschrie­
ben ist.

1. Der Rechtsprechung des Senats hat das Landesarbeitsgericht 
zu Recht entnommen, daß nicht schon desha3.b eine Einstellung der 
Fremdpförtner durch den Arbeitgeber vorliegt, weil es sich bei 
der Bewachung um eine Daueraufgabe handelt. Gerade in den Sach­
verhalten, die den Entscheidungen vom 5. März 1991 (aaO) und 
9. Juli 1991 (aaO) zugrunde, lagen, haben Fremdarbeitnehmer Dauer-
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aufgaben wahrgenommen, ohne daß der Senat angenommen hätte, es 
liege eine Einstellung vor. Entscheidend ist immer, ob die Ar­
beitskräfte so in den Betrieb eingegliedert werden, daß sie zur 
Verwirklichung des arbeitstechnischen Zweckes des Betriebes wei­
sungsgebundene Tätigkeit verrichten und der Arbeitgeber die für 
ein Arbeitsverhältnis typischen Weisungen gibt.

2. Der Senat hat in der Entscheidung vom 28. November 1989
(- 1 ABR 90/88 - AP Nr. 5 zu § 14 AÜG) entschieden, daß die Ar­
beitnehmer eines Bewachungsunternehmens selbst dann nicht im 
Sinne von § 99 Abs. 1 BetrVG für den Betrieb "eingestellt" wer­
den, wenn die Bewachung des Betriebsgeländes zu anderen Zeiten 
von Arbeitnehmern des Betriebes durchgeführt wird.

In dieser Entscheidung hat der Senat darauf abgestellt, daß 
die Bewachungsarbeiten (bei einem Max-Planck-Institut) nicht un­
mittelbar der Verwirklichung des arbeitstechnischen Zwecks des 
Betriebes des Arbeitgebers dienen. Eine Überwachungstätigkeit 
wird - unabhängig von dem eigentlichen arbeitstechnischen Zweck 
des Betriebes - in vielen Betrieben in vergleichbarer Weise 
durchgeführt. Es handelt sich um absonderbare Tätigkeiten, die 
geeignet sind, auf Fremdfirmen und deren Arbeitnehmer übertragen 
zu werden, da bei der Übertragung solcher absonderbarer Arbeiten 
auf Fremdfirmen die in dem Betrieb bereits beschäftigten Arbeit­
nehmer mit den Arbeitnehmern der Fremdfirmen nicht unmittelbar 
Zusammenarbeiten müssen.

3. Zu Recht ist das Landesarbeitsgericht davon ausgegangen, daß 
es sich im vorliegenden Falle bei der Beschäftigung der Fremd-
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Pförtner nicht um Einstellungen irn Sinne von § 99 Abs. 1 BetrVG 
handelt, weil aufgrund der Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber 
und ASD sowie der tatsächlichen Durchführung des Vertrages davon 
auszugehen ist, daß die absonderbaren Tätigkeiten tatsächlich 
ausgegliedert worden sind.

a) Dagegen, daß es sich bei dem Dienstvertrag zwischen Arbeit­
geber und A.SD um einen Scheinvertrag handelt, spricht bereits, 
daß es sich bei der ASD um ein großes Bewachungsunternehmen han­
delt, das mit dem Objekt- und Personenschutz von zahlreichen gro­
ßen Unternehmen wie der Deutschen Bank, Grüner + Jahr, DEA beauf­
tragt worden ist. ASD verfügt unstreitig über mehrere hundert ei­
gene Mitarbeiter, schult sein Personal nach eigenen Vorstellungen 
und hat zur Abwicklung der verschiedenen Bewachungsaufträge eine 
eigene Betriebsorganisation aufgebaut.

b) Wie der Senat auch in den Entscheidungen vom 5. März 1991 
(aaO) und 9. Juli 1991 (aaO) ausgeführt hat, spricht die Tatsa­
che, daß die Dienstleistung, die die ASD für den Arbeitgeber zu 
erbringen hat, in dem Dienstvertrag detailliert beschrieben ist, 
nicht für eine Integration der Arbeitnehmer von ASD in die be­
triebliche Organisation des Arbeitgebers. Vielmehr ergibt sich 
aus den detaillierten Angaben über die Art der Bewachung in den 
zugrunde liegenden Verträgen nur eine Konkretisierung der Dienst­
leistung, die die ASD übernommen hat. Deren Arbeitnehmer werden 
auch dann als Erfüllungsgehilfen von ASD tätig, wenn eine von 
ihrem Arbeitgeber ASD geschuldete Dienstleistung sehr genau be­
schrieben wird. Deshalb kann entgegen der A.uffassung des Be­
triebsrats auch nicht argumentiert werden, wegen der detaillier-
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ten Beschreibung der Dienstleistung würden die Fremdpförtner von 
ASD, wenn sie Weisungen von ihren Führungskräften erhielten, nur 
über ihre Führungskräfte vermittelte Weisungen des Arbeitgebers 
erhalten.

Schließlich hat ASD unstreitig ein erhebliches Maß unterneh­
merischer Dispositionsfreiheit auch im Verhältnis zum beteiligten 
Arbeitgeber und trifft die für ein Arbeitsverhältnis typischen 
Entscheidungen: So entscheidet ASD über Zahl, Qualifikation und 
Personen der von ihr eingesetzten Mitarbeiter, deren Schulung und 
Ausbildung, sie bestimmt die Arbeitszeit und entscheidet darüber, 
ob Überstunden angeordnet werden sollen, sie gewährt Urlaub und 
Freizeit, sie entscheidet darüber, ob und wie sie eine Anwesen­
heitskontrolle über ihre Mitarbeiter durchführt und überwacht die 
Ordnungsmäßigkeit der Arbeitsabläufe. Schließlich haftet sie auch 
für die Schäden, die das Personal in Ausübung des Dienstes oder 
bei Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen von ASD verur­
sacht und ist gegenüber dem Arbeitgeber verpflichtet, eine ent­
sprechende Haftpflichtversicherung abzuschließen.

Aus alldem ergibt sich, daß im vorliegenden Falle ASD und 
ASV einen Bewachungsvertrag geschlossen haben, aufgrund dessen 
die Arbeitnehmer von ASD die Eingangskontrollen bei ASV durchfüh­
ren. Da es sich um absonderbare Tätigkeiten handelt, die nicht 
unmittelbar dem arbeitstechnischen Zweck des Betriebes des Ar­
beitgebers dienen und diese Tätigkeiten tatsächlich durch den Be­
wachungsvertrag ausgegliedert worden sind und ASD für ihre Ar­
beitnehmer weiterhin die für ein Arbeitsverhältnis typischen Wei­
sungen erteilt, handelt es sich bei der Beschäftigung der Fremd-
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Pförtner beim beteiligten Arbeitgeber nicht um eine Einstellung 
im Sinne von § 99 Abs. 1 BetrVG, so daß die Rechtsbeschwerde zu­
rückzuweisen war.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Rösch Lappe
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